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Mit der Publikation von Stellungnahmen zu öffentlichen Anhörungen der parlamentarischen 
Gremien des Bundes und der Länder oder zu aktuellen, zentralen Themen der Arbeitsmarkt-
politik will das IAB der Fachöffentlichkeit und der externen Wissenschaft einen Einblick in 
seine wissenschaftliche Politikberatung geben. 
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policy advisory services by publishing comments on the public hearings of parliamentary 
committees of the Federal Government and the Federal States and on current central topics 
of labour market policy. 



IAB-Stellungnahme 6/2012 3 

Inhaltsverzeichnis 

Zusammenfassung ..................................................................................................... 4 

Abstract ...................................................................................................................... 4 

1 Volksinitiative „Für einen Mindestlohn von zehn Euro  pro Stunde“ in Mecklenburg-
Vorpommern .......................................................................................................... 5 

2 Allgemeine Wirkungen von Mindestlöhnen ............................................................ 5 
2.1 Effektive Durchsetzung des Mindestlohns .......................................................... 5 

2.2 Erwartete Wirkungen des Mindestlohns auf Löhne  und Beschäftigung ............. 5 

2.3 Ergebnisse der Mindestlohnforschung in anderen Ländern ................................ 6 

2.4 Lohnuntergrenzen in Deutschland ...................................................................... 7 

2.5 Lohnuntergrenze von zehn Euro ......................................................................... 8 

3 Fazit ..................................................................................................................... 10 

Literatur .................................................................................................................... 12 
 

 



IAB-Stellungnahme 6/2012 4 

Zusammenfassung 

Der Antrag der Volksinitiative „Für einen Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde“ in 
Mecklenburg-Vorpommern (Drucksache 6/1020 des Landtags Mecklenburg-
Vorpommern) zielt auf einen bundesweit einheitlichen flächendeckenden Mindestlohn 
in Höhe von zehn Euro je Stunde, zu dessen Einführung das Land Mecklenburg-
Vorpommern die Initiative im Bundesrat ergreifen soll. 

In seiner Stellungnahme hierzu kommt das IAB zu dem Schluss, dass ein allgemeiner 
gesetzlicher Mindestlohn in Deutschland das Tarifsystem als untere Grenze stützen 
kann. Entscheidend ist dabei allerdings, die Höhe des Mindestlohnes mit Augenmaß 
festzulegen, um mögliche nicht intendierte negative Beschäftigungswirkungen zu 
vermeiden. Eine regionale Differenzierung des Mindestlohnes würde unterschiedliche 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen und unterschiedliche Arbeitsmarktchancen in 
Deutschland berücksichtigen. Allerdings sollte diese nicht zu kleinräumig sein. Im 
Lichte internationaler Erfahrungen sind zudem besondere Regelungen für Personen-
gruppen empfehlenswert, die nur erschwert Zugang in den Arbeitsmarkt finden. 

 

Abstract 

A petition of the popular initiative "For a minimum wage of ten euros per hour" in 
Mecklenburg-Western Pomerania (printed document 6/1020 of the State Parliament 
of Mecklenburg-Western Pomerania) aims at a country-wide, uniform, comprehensive 
minimum wage of ten euros per hour. 

In its statement on this topic, IAB comes to the conclusion that a general legal mini-
mum wage in Germany could underpin the collective wage system as a lower limit. 
However, it is decisive to use sound judgement in setting the level of the minimum 
wage in order to avoid any possible unintended negative effects on the employment 
situation. A regional differentiation in the minimum wage level would make allowances 
for differing economic framework conditions and different labour market opportunities 
throughout Germany. However this should not be on too small a scale. In the light of 
international experience, special regulations for groups of persons who have difficulty 
in gaining access to the labour market would be advisable. 
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1 Volksinitiative „Für einen Mindestlohn von zehn Euro  
pro Stunde“ in Mecklenburg-Vorpommern 

Der Antrag der Volksinitiative „Für einen Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde“ in 
Mecklenburg-Vorpommern (Drucksache 6/1020 des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern) zielt auf die Einführung eines bundesweit einheitlichen flächendecken-
den Mindestlohns in Höhe von zehn Euro je Stunde. Das Land Mecklenburg-
Vorpommern soll hierzu die Initiative im Bundesrat ergreifen.  

Darüber hinaus sollen die rechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
dass bei der Vergabe öffentlicher Aufträge durch das Land die Einhaltung von Tarif-
verträgen gewahrt, mindestens aber ein Arbeitsentgelt in Höhe von zehn Euro pro 
Stunde gezahlt wird.  

Das IAB geht in seiner Stellungnahme auf die potenziellen Wirkungen von Mindest-
löhnen ein. Hierbei ist insbesondere an Beschäftigungseffekte und Wirkungen auf die 
Lage und Verteilung der Löhne zu denken. 

Die Stellungnahme enthält keine Bewertung der vorgeschlagenen Anpassung des 
landesspezifischen Vergaberechts, die im Zuge der Einführung eines bundesweit 
einheitlichen Mindestlohnes vorgenommen werden soll. 

2 Allgemeine Wirkungen von Mindestlöhnen 

2.1 Effektive Durchsetzung des Mindestlohns 
Um die Wirkungen einer Lohnuntergrenze abschätzen zu können, muss zunächst 
einmal unterstellt werden, dass eine entsprechende Regelung auch eingehalten wird. 
So könnten Mindestlöhne beispielsweise durch die Ausweitung unbezahlter Arbeit 
oder einen verstärkten Einsatz von Werkverträgen ganz oder teilweise umgangen 
werden. Bei der Einführung von Lohnuntergrenzen sind deshalb Vorkehrungen zu 
treffen, wie sie wirksam durchgesetzt und kontrolliert werden können. Der Aufwand 
dürfte tendenziell umso höher ausfallen, je komplexer und differenzierter die Regeln 
sind. Im Folgenden wird immer vorausgesetzt, dass die Regelungen wirksam ange-
wendet werden. 

2.2 Erwartete Wirkungen des Mindestlohns auf Löhne  
und Beschäftigung 

Ein Mindestlohn hat komplexe Auswirkungen auf eine Reihe von ökonomischen Vari-
ablen wie  Produktivität, Preise, Wettbewerb, Arbeitsbedingungen und Betriebsstruk-
turen. Bei der arbeitsmarktpolitischen Beurteilung einer allgemeinverbindlichen Lohn-
untergrenze stehen die Lohn- und Beschäftigungswirkungen im Mittelpunkt. 

Sofern die Betroffenen ihren Arbeitsplatz behalten, erhöht ein bindender Mindestlohn 
die Löhne der Betroffenen und ist somit grundsätzlich geeignet, sowohl den Niedrig-
lohnbereich zu begrenzen als auch die Reichweite des Tarifsystems in den unteren 
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Entgeltbereichen zu stützen. Auch können allgemeinverbindliche Lohnuntergrenzen 
dazu beitragen, geschlechtsspezifische Lohnunterschiede einzudämmen. 

Mögliche Effekte eines Mindestlohns auf die Beschäftigung dürfen jedoch nicht ver-
nachlässigt werden. Generell können dabei zwei diametral entgegengesetzte Wir-
kungsmechanismen zum Tragen kommen:  

▪ Der erste Effekt bezieht sich auf die Arbeitsnachfrage der Unternehmen. Unter 
sonst gleichen Bedingungen erhöht ein Mindestlohn die Lohnkosten und macht 
damit die Beschäftigung für die Unternehmen weniger profitabel, ihre Arbeitsnach-
frage sinkt. In der Folge verschlechtern sich insbesondere die Beschäftigungs-
chancen von Personen mit niedriger Produktivität, entsprechende Arbeitsplätze 
gehen verloren. Dieser Arbeitsnachfrageeffekt wird umso wahrscheinlicher, je 
ausgeprägter der Wettbewerb, die Transparenz und die Durchlässigkeit auf den 
Arbeits- und Gütermärkten sind.  

▪ Demgegenüber steht ein arbeitsangebotsseitiger Effekte, der bei Einführung eines 
Mindestlohns wirksam werden kann. Dieser beruht darauf, dass ein Mindestlohn 
die Attraktivität eines Jobs erhöht sowie zu höherer Motivation und einer stärkeren 
Bindung an den Arbeitsplatz führt. Die Fluktuation nimmt ab, offene Stellen können 
schneller besetzt werden.  Warum zahlen die Arbeitgeber dann aber nicht von sich 
aus einen höheren Lohn? Die Antwort ist, dass es Situationen gibt, in denen Ar-
beitgeber auf dem Arbeitsmarkt Marktmacht besitzen. Sie können dann ihren Ge-
winn erhöhen, wenn sie den Lohn unter das Niveau drücken, das der (Grenz-) 
Produktivität der Arbeitnehmer entspricht. Es ist dann für sie günstiger, mit weniger 
Beschäftigten einen höheren Gewinn pro Kopf zu erzielen als mit mehr Beschäftig-
ten einen geringeren. Je segmentierter, differenzierter und intransparenter der Ar-
beitsmarkt ist, desto geringer werden die für den einzelnen Arbeitnehmer de facto 
offenstehenden Beschäftigungsmöglichkeiten und desto stärker ist tendenziell die 
Marktmacht der Unternehmen einzuschätzen. Wird in einer solchen Konstellation 
ein (maßvoller) Mindestlohn eingeführt, so ist er keineswegs beschäftigungsschäd-
lich. Er kann sogar zu mehr Jobs führen, da sich die Rekrutierungsbedingungen 
verbessern. Ein möglicher Nebeneffekt ist zudem, dass die Produktivität beschäf-
tigter Arbeitnehmer steigt, wenn sie besser bezahlt werden. 

Die Wirkungsrichtung der Beschäftigungseffekte von Mindestlöhnen hängt davon ab, 
ob der Nachfrage- oder der Angebotseffekt dominiert. Damit ist aus einer theoreti-
schen Perspektive zunächst unbestimmt, ob der Nettoeffekt einer Lohnuntergrenze 
auf die Beschäftigung positiv oder negativ ausfällt. Unbestritten ist allerdings, dass 
der Effekt auf jeden Fall negativ wird, wenn bei der Höhe des Mindestlohns überzo-
gen wird, das heißt der Mindestlohn über einem (hypothetischen) Marktgleichgewicht 
liegt. Wo die „rote Linie“ überschritten wird, ist Gegenstand empirischer Forschung.  

2.3 Ergebnisse der Mindestlohnforschung in anderen Ländern 
Die Beschäftigungswirkungen von Mindestlöhnen sind in der internationalen Literatur 
umstritten. Neumark und Wascher (2008) zufolge finden die meisten Studien für die 
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USA negative Effekte von Mindestlöhnen auf Jobs. Demgegenüber berichten Dube et 
al. 2010 nach einer neuen umfassenden Untersuchung für die USA, dass dort ein 
nationaler Mindestlohn von heute 7,25 US-Dollar – der in einzelnen Bundesstaaten 
wie in Washington mit 8,55 US-Dollar noch deutlich höher liegt – offenbar keine Job-
verluste nach sich zog. 

Analysen für Großbritannien (zum Beispiel Stewart 2002, Dolton et al. 2011) weisen 
keine oder allenfalls geringe Beschäftigungswirkungen des seit 1999 existierenden 
einheitlichen Mindestlohns nach. Dabei wurde der Mindestlohn für erwachsene Be-
schäftigte im bisher untersuchten Zeitraum von 1999 bis 2010 in unterschiedlichen 
Schritten von 3,60 Britischen Pfund auf 5,93 Britische Pfund sukzessive erhöht.  

Eine frühere Studie für Frankreich und die USA zeigt, dass die Beschäftigungswahr-
scheinlichkeiten für Geringqualifizierte und jugendliche Personen beim Einstieg in den 
Arbeitsmarkt nach Einführung beziehungsweise Erhöhungen des Mindestlohnes in 
beiden Ländern gesunken sind – in Frankreich noch stärker als in den USA (Abowd 
et al. 1999). 

2.4 Lohnuntergrenzen in Deutschland 
In Deutschland kann grundsätzlich zwischen impliziten und expliziten Mindestlöhnen 
unterschieden werden. Das Niveau der Grundsicherung bestimmt einen impliziten 
Mindestlohn. So entspricht die Grundsicherung bei einem Alleinstehenden mit einer 
40-stündigen Wochenarbeitszeit und Wohngeldbezug einem Bruttostundenlohn von 
ungefähr 4,50 Euro ohne Erwerbseinkommen. Die bestehenden Anrechnungsrege-
lungen bei den sogenannten „Aufstockern“ gewähren sogar einen gewissen Abstand 
zwischen Lohneinkommen und (ausschließlichem) Einkommen aus der Grundsiche-
rung. Letzteres ist für den Anreiz, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen und nicht (nur) 
Leistungen aus der Grundsicherung zu beziehen, sehr bedeutsam. 

Anders als in der Mehrheit der EU-Staaten gibt es in Deutschland keine direkt auf 
einen flächendeckenden einheitlichen Mindestlohn abzielende Gesetzgebung. Den-
noch existieren explizite Mindestlohnregelungen. Zum einen sind gemäß § 138 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs Löhne sittenwidrig, die Tariflöhne oder ortsübliche Löhne 
um mehr als ein Drittel unterschreiten. Zum anderen wurden Mindestlöhne je nach 
Grad der Tarifbindung über das Arbeitnehmerentsendegesetz bzw. das Mindestar-
beitsbedingungengesetz eingeführt1. Bei einer Tarifbindung von mindestens 50 Pro-
zent können Mindestlöhne über das Arbeitnehmerentsendegesetz für allgemeinver-
bindlich erklärt werden. Sind in einer Branche weniger als 50 Prozent der Beschäftig-
ten tarifgebunden, so wäre die Einführung eines Mindestlohns über das Mindestar-
beitsbedingungengesetz möglich, davon wurde jedoch bisher kein Gebrauch ge-
macht. 

                                                 
1 Eine Ausnahme stellt die Einführung einer Lohnuntergrenze für die Zeitarbeit dar, die im Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz geregelt ist. 
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Derzeit sind in elf Branchen Mindestlöhne über das Arbeitnehmerentsendegesetz in 
Kraft.2 Für acht dieser Branchen sind im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales Evaluationsstudien durchgeführt worden. Diese kommen überwiegend 
zu dem Ergebnis, dass sich in den genannten Fällen zwar positive Lohneffekte, je-
doch keine negativen Beschäftigungseffekte der eingeführten Lohnuntergrenzen 
nachweisen lassen (Mindestlohnevaluationen 2011).3 

Vor dem Hintergrund zunehmender Lohnungleichheit sprechen durchaus gewichtige 
Argumente für die Einführung einer „allgemeinen“ Lohnuntergrenze: Das Abrutschen 
eines Vollzeitnettolohnes unter das individuelle Subsistenzniveau der Beschäftigten, 
ohne Berücksichtigung möglicher anderer Haushaltsmitglieder, ist zum einen aus 
verteilungspolitischer Perspektive problematisch, denn die Gesellschaft muss in die-
sem Fall auch diejenigen unterstützen, die vollständig in den Arbeitsmarkt integriert 
sind. Zum anderen motivieren nur „faire“ Löhne dauerhaft und tragen zum Erhalt der 
Produktivität bei. 

Durch die gegebenen Anrechnungsregelungen in der Grundsicherung für Aufstocker 
(Sozialgesetzbuch II) besteht das Risiko, dass Betriebe mit ihren Beschäftigten zu 
niedrige Stundenlöhne vereinbaren, weil alle Beteiligten davon ausgehen können, 
dass jeder geringe Verdienst oberhalb der Schwelle der Sittenwidrigkeit durch den 
Staat aufgestockt wird. 

Außer in den skandinavischen Ländern und in Österreich gibt es bereits in fast allen 
anderen EU-Ländern Mindestlöhne. Angesichts der hierzulande eher rückläufigen 
Tarifbindung (vgl. Ellguth/Kohaut 2012) ist Deutschland aber mit den übrigen Ländern 
ohne Mindestlohn kaum mehr vergleichbar, da dort die Beschäftigungsverhältnisse 
ganz überwiegend tarifgebunden sind.  

2.5 Lohnuntergrenze von zehn Euro 
Auf der Grundlage der bisher vorliegenden internationalen Studien ist davon auszu-
gehen, dass die Beschäftigungswirkungen negativ sind, wenn eine kritische Höhe 
eines gesetzlichen oder branchenspezifischen Mindestlohns überschritten wird. Liegt 
der Mindestlohn dagegen darunter,  ist das Risiko von Jobverlusten gering. In einem 
solchen Fall könnten sogar die geschilderten positiven Angebotseffekte zum Tragen 
kommen. 

Die kritische Grenze kann allerdings a priori nicht genau beziffert werden. In jedem 
Fall werden sich die Wirkungen eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns nach 

                                                 
2 Es handelt sich um das Baugewerbe, das Dachdeckerhandwerk, die Abfallwirtschaft, die 
Wäschereidienstleistungen, die Gebäudereinigung, die Pflegebranche, das Maler- und 
Lackiererhandwerk, das Elektrohandwerk, Bergbauspezialarbeiten, Sicherheitsdienstleistungen und Aus- 
und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem SGB II und SGB III. 
3 Die Studien können im Internet unter 
http://www.bmas.de/DE/Themen/Arbeitsrecht/Meldungen/evaluation-mindestloehne.html abgerufen 
werden. Bisher nicht untersucht wurden die Effekte für die Branchen Bergbauspezialarbeiten, Sicher-
heitsdienstleistungen sowie Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem SGB II und SGB III. 

http://www.bmas.de/DE/Themen/Arbeitsrecht/Meldungen/evaluation-mindestloehne.html
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Regionen, Sektoren bzw. Wirtschaftszweigen unterscheiden. So gelten jeweils ganz 
unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen auf Arbeits- und Gütermärkten, die Lohn-
niveaus unterscheiden sich, und so weiter. Ein Indikator für die Betroffenheit einer 
Region oder einer Branche von einem Mindestlohn in einer bestimmten Höhe ist das 
Ausmaß, mit der die Lohnuntergrenze in die Lohnverteilung eingreift. Das bekanntes-
te Maß hierfür ist der sogenannte Kaitz-Index, der angibt, wie hoch der Mindestlohn 
relativ zum mittleren Lohn, also zum Median der Lohnverteilung, ist.4 Je höher der 
Kaitz-Index ausfällt, desto stärker wäre der Eingriff der angenommenen Lohnunter-
grenze in die Lohnverteilung und desto wahrscheinlicher wären negative Beschäfti-
gungswirkungen.   

Die folgende Abbildung zeigt den Wert des Kaitz-Index bei einem Mindestlohn von 
zehn Euro für die Medianentgelte in der Bundesrepublik Deutschland zum Jahresen-
de 2010, differenziert nach Ost und West sowie nach den einzelnen Bundesländern.5 
Demnach würde der Kaitz-Index in Westdeutschland 0,57 und in Ostdeutschland 0,81 
betragen. Allgemein lässt sich daraus ableiten, dass ein solcher Eingriff in die Lohn-
verteilung bei einem flächendeckenden und einheitlichen Mindestlohn in den alten 
Bundesländern weniger einschneidend wäre als in den neuen. Tatsächlich wäre der 
Eingriff in die Lohnverteilung in Mecklenburg-Vorpommern – mit einem Wert von 0,88 
bei zehn Euro Mindestlohn – am stärksten.  

                                                 
4 Der Medianlohn entspricht dem Lohnniveau, das 50 Prozent der Beschäftigten unterschreiten bezie-
hungsweise gerade erreichen oder 50 Prozent der Beschäftigten überschreiten beziehungsweise min-
destens erzielen. Der Kaitz-Index greift deshalb auf den Median der Lohnverteilung zurück, da er im 
Gegensatz zum arithmetischen Mittel robust ist gegen sehr hohe Löhne, die nur von wenigen Arbeit-
nehmern erzielt werden. Zu beachten ist, dass der Median nicht mit den zum Beispiel in der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung ausgewiesenen durchschnittlichen Stundenlöhnen der Arbeitnehmer iden-
tisch ist. 
5 Er zeigt also den Eingriff eines Mindestlohnes in Höhe von zehn Euro in die Lohnverteilung Ende 2010, 
wenn dieser flächendeckend und bundesweit einheitlich eingeführt worden wäre. 
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Abbildung: Verhältnis eines Mindestlohns von zehn Euro zum Medianlohn 
 (Kaitz-Index) im Jahr 2010 nach Regionen 

 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, WSI (2011), eigene Berechnungen. 
Hinweis: Monatliche Medianentgelte der Vollzeitbeschäftigten werden jeweils für jedes Bundesland be-

richtet (Stichtag 31.12.2010, Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit). Aus 
dieser Angabe wurde der Stundenlohn in zwei Schritten ermittelt: Berechnung des wöchentlichen 
Medianentgeltes und Berechnung des Stundensatzes über Angaben zur tariflichen wöchentlichen 
Arbeitszeit in Vollzeit (WSI 2011). Diese Angaben stehen für Gesamtdeutschland, Ost- und West-
deutschland zur Verfügung. 

Auch wenn aus wissenschaftlicher Sicht a priori keine präzise Aussage darüber mög-
lich ist, welche Höhe eines flächendeckenden Mindestlohnes noch unschädlich für die 
Beschäftigung ist, erscheint ein Mindestlohn in der vorgeschlagenen Höhe doch im 
internationalen Vergleich als unangemessen hoch. Dies gilt zumindest dann, wenn 
Länder als Maßstab herangezogen werden, in denen eine nationale Lohnuntergrenze 
nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis offenbar zu keinen oder zumin-
dest zu keinen massiven Jobverlusten geführt hat. So lag der Kaitz-Index in Großbri-
tannien  im Jahr 2009 für Vollzeitbeschäftigte bei 0,46 und in den USA mit 0,37 noch 
deutlich darunter (siehe von Schulten 2011, auf Basis von OECD-Daten).  

3 Fazit  
Ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn kann angesichts der im langfristigen Ver-
gleich gesunkenen Tarifbindung in Deutschland das Tarifsystem als untere Grenze 
stützen und zu einer Begrenzung des Niedriglohnsektors beitragen. Um mögliche 
negative Beschäftigungswirkungen zu vermeiden, ist es unbedingt erforderlich, die 
Höhe des Mindestlohns mit Augenmaß festzulegen. Um unterschiedlichen wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen und unterschiedlichen Arbeitsmarktchancen in Deutsch-
land Rechnung zu tragen, wäre eine regionale Differenzierung ins Auge zu fassen. 
Diese sollte allerdings nicht kleinräumig sein. So hat das IAB in einer früheren Stel-
lungnahme bereits ausführlich begründet, dass eine zu weitgehende Ausdifferenzie-
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rung von gesetzlichen Lohnuntergrenzen nicht zielführend wäre (König et al. 2012), 
da sie mit Intransparenz verbunden ist und Umgehungsmöglichkeiten eröffnet. Sinn-
voll wäre wegen der immer noch bestehenden unterschiedlichen Rahmenbedingun-
gen eine nach alten und neuen Bundesländern differenzierte Lohnuntergrenze. 6 Des 
Weiteren sprechen Forschungsergebnisse und Erfahrungen aus anderen Ländern 
dafür, besondere Regelungen für Personengruppen zu treffen, denen der Zugang in 
den Arbeitsmarkt ohnehin erschwert wird, zum Beispiel für jugendliche Arbeitnehmer 
oder auch Auszubildende.7 

Insbesondere sollte aus der Perspektive des Landes Mecklenburg-Vorpommern be-
dacht werden, dass dieses Bundesland aufgrund eines insgesamt niedrigen Lohnni-
veaus von einer Einführung eines Mindestlohnes von zehn Euro im Vergleich zu den 
anderen Bundesländern sehr stark betroffen wäre. Auch vor dem Hintergrund der 
Erfahrungen in anderen Ländern steht zu befürchten, dass bei einer solchen Höhe 
die unerwünschten Beschäftigungswirkungen dominieren. Keinem oder keiner Werk-
tätigen ist aber mit einem Mindestlohn gedient, wenn er oder sie dadurch den Ar-
beitsplatz verliert. Es wäre auch nicht ausgeschlossen, dass aufgrund der Beschäfti-
gungsverluste die Lohnsumme insgesamt sinkt.  

Das IAB empfiehlt deshalb einen vorsichtigen Einstieg in eine Mindestlohnregelung. 
Der Kaitz-Index für Großbritannien könnte dabei einen Anhaltspunkt geben. Die Aus-
wirkungen auf den Arbeitsmarkt wären dann sorgfältig zu evaluieren, um auf dieser 
Grundlage Anpassungen der Höhe des Mindestlohnes vorzunehmen. Hierbei sollte 
auch den Tarifvertragsparteien eine zentrale Rolle zukommen. 

                                                 
6 Zu berücksichtigen ist dabei das Verhältnis dieser Lohnuntergrenze(n) zu den bestehenden  
Regelungen des Arbeitnehmerentsendegesetzes für die benannten elf Branchen und des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes für die Zeitarbeit. Gegebenenfalls müssten die bestehenden Regelungen im Zuge 
der Einführung einer allgemeinen gesetzlichen Lohnuntergrenze entsprechend der Intentionen des  
Arbeitnehmerentsendegesetzes und des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes überprüft und angepasst 
werden. 
7 Vgl. hierzu den Überblicksartikel der im Auftrag der Low Pay Commission von Croucher und White 
(2011) verfasst wurde. Insgesamt ziehen die Autoren aus den internationalen Studien den Schluss, dass 
die negativen Auswirkungen einer Lohnuntergrenze mit steigendem Alter der Jugendlichen beziehungs-
weise jungen Erwachsenen geringer werden. Gibt es keine spezielle Mindestlohnregelung, also keinen 
niedrigeren Mindestlohn für Jugendliche, so ist die Wahrscheinlichkeit von negativen Beschäftigungswir-
kungen deutlich höher. 
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